
 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg  

Teil II – Verordnungen 

23. Jahrgang Potsdam, den 25. Juni 2012 Nummer 48 

Verordnung zur Einführung des elektronischen Wasserbuches und zur Bereinigung der  
Wasserbehördenzuständigkeitsverordnung 

Vom 19. Juni 2012 

Auf Grund des § 126 Absatz 1 und des § 142 Absatz 1 Satz 2 des Brandenburgischen Wassergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. März 2012 (GVBl. I Nr. 20) und des § 3 Absatz 1 des Brandenburgischen Gebühren-
gesetzes vom 7. Juli 2009 (GVBl. I S. 246) verordnet die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Verordnung über den Inhalt und die Form des elektronischen Wasserbuches für das Land Brandenburg 
(Brandenburgische Wasserbuchverordnung – BbgWaBuV) 

§ 1 

Eintragungspflichtige wasserrechtliche Entscheidungen und Rechtsverhältnisse,  
Grundlage der Eintragung 

(1) In das Wasserbuch sind die in § 87 Absatz 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes benannten Rechtsverhältnisse 
des Wasserrechts einzutragen. 

(2) Grundlage für die Eintragung ist der Wortlaut der Entscheidungen, der Inhalt der Verordnungen oder Karten, 
die Erklärung oder der Nachweis alter Rechte oder Befugnisse. Soweit die wasserrechtliche Entscheidung konzent-
riert wird, ist der das Wasserrecht betreffende Teil der Entscheidung Grundlage der Eintragung. 

(3) Die Eintragung erfolgt im Regelfall erst, wenn die wasserrechtliche Entscheidung bestandskräftig geworden ist. 
Wird die Eintragung auf Grund der erheblichen Auswirkungen und der Vollziehbarkeit vor diesem Zeitpunkt vorge-
nommen, ist die Eintragung als vorläufig zu kennzeichnen. 

(4) Rechtsverhältnisse von untergeordneter wasserwirtschaftlicher Bedeutung werden nicht eingetragen. Rechts-
verhältnisse sind insbesondere von untergeordneter Bedeutung, wenn  

1. die Zulassung befristet für unter einem Jahr erteilt wird, 

2. das Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern oder Ableiten von nicht mehr als 8 Kubikmeter Wasser täglich 
zugelassen wird, 

3. das Einleiten von gereinigtem Abwasser aus Kleinkläranlagen bis zu 8 Kubikmeter täglich zugelassen wird, 

4. das ortsnahe Versickern von Niederschlagswasser zugelassen wird oder 
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5. die grundstücksbezogene Nutzung von Erdwärme erfolgt, 

und keine erheblichen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu erwarten sind. 

§ 2 

Aufbau und Führung des Wasserbuches, Eintragungen 

(1) Das Wasserbuch besteht aus Wasserbuchblättern. 

(2) Das Wasserbuch wird vom Wasserwirtschaftsamt (Wasserbuchbehörde) geführt. Für jedes einzutragende 
Rechtsverhältnis ist ein Wasserbuchblatt anzulegen. Jedes Wasserbuchblatt erhält eine eigenständige Wasserbuch-
blattnummer. Die Wasserbuchblattnummern werden durch das Wasserwirtschaftsamt vergeben. 

(3) Die Eintragungen, Änderungen und Löschungen wasserrechtlicher Entscheidungen sollen durch die für die 
Entscheidung zuständige Wasserbehörde und bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterliegen, durch das Landesamt 
für Bergbau, Geologie und Rohstoffe erfolgen. Soweit die zuständige Wasserbehörde oder das Landesamt für Berg-
bau, Geologie und Rohstoffe die Eintragungen, Änderungen und Löschungen nicht selbstständig vornehmen kann, 
übermittelt sie die Entscheidung sowie das durch die oberste Wasserbehörde vorgegebene Formular zur Eintragung 
unverzüglich nach Bestandskraft oder mit deren Vollziehbarkeit dem Wasserwirtschaftsamt zur Eintragung. Eine 
Bescheinigung der Bestandskraft ist anzufügen beziehungsweise nachzureichen. 

(4) Wird die wasserrechtliche Zulassung in einer nach anderen Rechtsvorschriften ergangenen Zulassung konzent-
riert und ist die Zulassungsbehörde nicht zugleich eine Wasserbehörde oder das Landesamt für Bergbau, Geologie 
und Rohstoffe, veranlasst die Zulassungsbehörde die Eintragung und Übermittlung der in Absatz 3 benannten Unter-
lagen über die für die konzentrierte wasserrechtliche Zulassung ansonsten zuständige Wasserbehörde. 

(5) Änderungen oder Löschungen der Eintragungen sind nur durch die zuständigen Wasserbehörden, das Lan-
desamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe oder das Wasserwirtschaftsamt zulässig. 

(6) Für jede Änderung eines Wasserrechts wird eine neue Version des Datensatzes unter der nach Absatz 2 ver-
gebenen Wasserbuchnummer angelegt. 

(7) Alte Rechte und alte Befugnisse, deren Rechtsbestand noch nicht nachgewiesen ist, sind bei der Eintragung als 
„behauptete Rechte und Befugnisse“ zu kennzeichnen. 

§ 3 

Umfang der Eintragung 

Die Datensätze für die Eintragungen in das jeweilige Wasserbuchblatt enthalten mindestens die folgenden Angaben:  

1. Wasserbuchblattnummer, 

2. Datum, Aktenzeichen, Zulassungsbehörde und gegebenenfalls beteiligte Wasserbehörde, wesentlicher Inhalt 
unter Bezugnahme auf den Wortlaut der Entscheidung und der wesentlichen Nebenbestimmungen der behördli-
chen Entscheidung oder Vereinbarung; bei alten Rechten oder Befugnissen der wesentliche Inhalt des Rechts 
oder der Befugnis, bei Schutzgebieten der Schutzgegenstand und Schutzzweck sowie Datum und Fundstelle der 
zugrunde liegenden Festsetzung oder Bestimmung, 

3. Inhaber des Rechts oder der Befugnis, insbesondere Name und Anschrift; bei einer Mehrheit von Inhabern ist 
jeder Inhaber einzutragen, 

4. Raumbezug der behördlichen Entscheidung oder Vereinbarung, insbesondere Angabe der Koordinaten im 
einheitlichen Bezugssystem für das Land Brandenburg zu Gemeinde, Flussgebiet sowie zusätzlich – sofern be-
kannt – zu Flusskilometer, Gemarkung, Flurstück, bei Grenzgewässern auch Grenzabschnitt und Grenzzeichen, 

5. Datum der Eintragungen, Änderungen und Löschungen. 
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§ 4 

Zugang zur Datenbank 

(1) Die Eintragungen sind den Wasserbehörden und bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterliegen, dem Lan-
desamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben zugänglich zu machen. 

(2) Zur Gewährleistung des Informationsrechts der Öffentlichkeit nach § 142 Absatz 2 des Brandenburgischen 
Wassergesetzes wird ein dienstebasierter Zugriff auf das Wasserbuch über das Internet eröffnet. Personenbezogene 
Daten der Wasserrechtsinhaber sowie etwaige Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, mit Ausnahme der Emissions-
daten, sind dabei für eine Ansicht und gegebenenfalls ein Herunterladen zu sperren. 

Artikel 2 

Änderung der Gebührenordnung des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

Anlage 2 der Gebührenordnung des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 22. Novem-
ber 2011 (GVBl. II Nr. 77), die durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19. Dezember 2011 (GVBl. I Nr. 33) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Tarifstelle 5.1.20 wird wie folgt gefasst: 

„5.1.20 Entscheidung über die Feststellung des Inhalts und Umfangs alter Rechte und alter 
Befugnisse (§ 21 i. V. m. § 20 WHG, § 147 BbgWG) 

 

Anmerkung: Gebühr für die Eintragung ins Wasserbuch siehe Tarifstelle 5.1.34 

20 Prozent 
der für die 
zulassende 
Amtshand-
lung fest-
zusetzen-
den Ge-
bühr, min-
destens 
51“. 

2. Nach Tarifstelle 5.1.33 wird folgende Tarifstelle eingefügt: 

„5.1.34 Eintragung, Änderung oder Löschung im Wasserbuch nach § 1 Absatz 1 BbgWaBuV in 
Verbindung mit § 87 WHG im Zusammenhang mit der Erteilung, Änderung oder Auf-
hebung eines einzutragenden Rechts oder einer einzutragenden Befugnis, auch wenn die 
Entscheidung über das Recht oder die Befugnis in einem anderen Verfahren konzent-
riert wird, sowie die Eintragung alter Rechte und alter Befugnisse ins Wasserbuch im 
Zusammenhang mit der Anmeldung oder der Entscheidung über die Feststellung des 
Inhalts und Umfangs alter Rechte und alter Befugnisse (§ 21 i. V. m. § 20 WHG, § 147 
BbgWG) 

 

30 bis 
100“. 

Artikel 3 

Änderung der Wasserbehördenzuständigkeitsverordnung 

§ 2 (Übergangsvorschrift) mit dem Wortlaut „Für Zulassungsverfahren, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung an-
hängig sind, bleibt die Behörde zuständig, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung zuständig war.“ der Wasser-
behördenzuständigkeitsverordnung vom 29. Oktober 2008 (GVBl. II S. 413), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2011 (GVBl. I Nr. 33 S. 29) geändert worden ist, wird aufgehoben. 
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Artikel 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 19. Juni 2012 

Die Ministerin für Umwelt,  
Gesundheit und Verbraucherschutz 

Anita Tack 

 

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg  


